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Ergänzende Bedingungen der Städtische Werke Netz + Service GmbH zur 
Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und  

dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (NAV) 
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1. Herstellung des Netzanschlusses gemäß § 6 
NAV 

(1) Netzanschlüsse werden ausschließlich von der Städtische 

Werke Netz + Service GmbH (NSG) oder deren Beauftragten 

hergestellt, unterhalten, verändert oder zurückgebaut. Die Her-

stellung und Veränderung der Netzanschlüsse sowie eine Erhö-

hung der Leistung sind vom Anschlussnehmer unter Verwen-

dung der von der NSG zur Verfügung gestellten Formulare zu 

beantragen. Die NSG betreibt hierfür ein internetbasiertes Be-

stellverfahren (www.Geoportal-Nordhessen.de), das vorrangig 

vom Anschlussnehmer zur Beantragung verwendet werden 

soll. Die Lage und der Zeitpunkt der Herstellung bzw. Änderung 

des Netzanschlusses sind mit der NSG abzustimmen. 

(2) Der Zeitraum zur Herstellung des Netzanschlusses in Stan-

dardfällen beträgt ca. 4 Wochen. Dieser Zeitraum kann auf-

grund von Faktoren, die nicht durch die NSG beeinflussbar sind 

(z.B. Witterung, Möglichkeit zur Bauausführung u.ä.), unter- 

bzw. überschritten werden. Sofern durch erforderliche Netz-

ausbau oder -verstärkungsmaßnahmen längere Ausführungs-

zeiten erforderlich werden, wird der notwendige Zeitraum bei 

der Angebotserstellung benannt.  

(3) Jedes Grundstück, das eine selbstständige wirtschaftliche 

Einheit bildet und jedes Gebäude, dem eine eigene Hausnum-

mer zugeteilt wurde, ist über einen eigenen Netzanschluss an 

das Versorgungsnetz anzuschließen, soweit keine berechtig-

ten Interessen des Anschlussnehmers (wie z.B. eine rechtlich 

zulässige bauliche Verbindung zwischen den Gebäuden) ent-

gegenstehen. 

2. Art des Netzanschlusses gemäß § 7 NAV 

(1) Die Spannung beträgt am Ende des Netzanschlusses bei 

Drehstrom etwa 400 oder 230 V und bei Wechselstrom etwa 

230 V. Die Frequenz beträgt 50 Hertz. Bei der Wahl der Stromart 

werden die Belange des Anschlussnehmers im Rahmen der je-

weiligen technischen Möglichkeiten angemessen berücksich-

tigt.  

(2) Herstellung und Veränderung des Netzanschlusses sowie 

eine Erhöhung der Leistung am Netzanschluss sind vom An-

schlussnehmer unter Verwendung der zur Verfügung gestell-

ten Formulare zu beantragen.  

(3) Netzanschlusseinrichtungen bei nicht ständig bewohnten 

Objekten (z.B. Ferienhäuser, Bootshäuser, Kleingartenanlagen) 

werden grundsätzlich außerhalb von Gebäuden errichtet. 

3. Zahlungspflichten 

Für den erstmaligen Anschluss und bei einer Erhöhung oder Än-

derung der Leistungsanforderung sind vom Anschlussnehmer 

die Kosten für die Herstellung oder Änderung des Netzanschlus-

ses gemäß § 9 NAV und unter den Voraussetzungen des § 11 

NAV Baukostenzuschüsse zu zahlen.  

4. Baukostenzuschuss (BKZ) gemäß §11 NAV 

(1) Der von dem Anschlussnehmer als BKZ zu übernehmende 

Kostenanteil bemisst sich nach dem Verhältnis, in dem die an 

seinem Netzanschluss vorzuhaltende Leistung zu der Summe 

der Leistungen steht, die in den im betreffenden Versorgungs-

bereich erstellten Verteileranlagen oder auf Grund der Verstär-

kung insgesamt vorgehalten werden können. Dabei wird nur 

der Teil der Leistungsanforderung berücksichtigt, der 30 kW 

übersteigt. Der Durchmischung der jeweiligen Leistungsanfor-

derungen wird Rechnung getragen.  

(2) Der BKZ errechnet sich aus den Kosten, die für die Erstel-

lung oder Verstärkung der örtlichen Verteileranlagen erforder-

lich sind. Die örtlichen Verteileranlagen sind die für die Erschlie-

ßung des Versorgungsbereiches notwendigen Niederspan-

nungsanlagen und Transformatorenstationen die nicht einem 

einzelnen Netzanschluss zuzuordnen sind.  

(3) Der Versorgungsbereich entspricht dem Netzgebiet des 

Netzbetreibers. Der Baukostenzuschuss wird auf der Grund-

lage der durchschnittlichen für vergleichbare Fälle 
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entstehenden Kosten pauschal berechnet.  

(4) Zur Berechnung des BKZ werden 50 % der Kosten, die für 

die Erstellung oder Verstärkung der örtlichen Verteileranlagen 

des zuordenbaren Versorgungsbereichs notwendig sind, ange-

setzt. Der vom Anschlussnehmer zu übernehmende Baukos-

tenzuschuss bemisst sich nach Maßgabe der an dem betref-

fenden Netzanschluss für die darüber versorgten Anschluss-

nutzer vorzuhaltenden Leistung unter Berücksichtigung der 

Durchmischung. Die jeweiligen Beiträge sind im Preisblatt zu 

diesen Ergänzenden Bedingungen ausgewiesen (einzusehen 

unter www.netzplusservice.de). 

(5) Der Anschlussnehmer zahlt – auch wenn keine bauliche 

Veränderung seines Netzanschlusses notwendig ist – einen 

weiteren BKZ, wenn seine Leistungsanforderung erheblich über 

das der ursprünglichen Berechnung zugrundeliegende Maß er-

höht. Eine erhebliche Erhöhung (um mindestens 5 %) ist dann 

anzunehmen, wenn der weitere BKZ in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem Aufwand der Erhebung steht. Die Berech-

nung erfolgt nach den vorgenannten Grundsätzen.  

(6) Die Rückerstattung von gezahlten Baukostenzuschüssen 

ist ausgeschlossen.  

5. Kosten gemäß § 9 NAV 

(1) Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetreiber die Kos-

ten für die Herstellung des Netzanschlusses, d.h. die Verbin-

dung des Verteilnetzes mit der elektrischen Anlage, beginnend 

an der Abzweigstelle des Niederspannungsnetzes und endend 

mit der Hausanschlusssicherung, es sei denn, im Netzan-

schlussvertrag wurde eine abweichende Vereinbarung getrof-

fen. 

(2) Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetreiber weiter-

hin die Kosten für Änderungen des Netzanschlusses, die durch 

eine Änderung oder Erweiterung der elektrischen Anlage erfor-

derlich oder aus anderen Gründen vom Anschlussnehmer ver-

anlasst werden. Wird der Netzanschlussvertrag gekündigt 

und/oder der Netzanschluss vom Netz getrennt und zurückge-

baut, trägt der Anschlussnehmer die Kosten für die Trennung 

des Netzanschlusses vom Netz sowie dessen Rückbau. 

(3) Die Kosten für Standardnetzanschlüsse werden auf der 

Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare Netzan-

schlüsse (z.B. nach Art und Querschnitt) entstehenden Kosten 

pauschal gemäß Preisblatt zu diesen Ergänzenden Bedingun-

gen berechnet. Eigenleistungen des Anschlussnehmers wer-

den gemäß Preisblatt zu diesen Ergänzenden Bedingungen an-

gemessen berücksichtigt. Für Anschlüsse, die nach Art, Aus-

führung oder Dimension vom Standardnetzanschluss abwei-

chen wird der Netzbetreiber dem Anschlussnehmer ein indivi-

duelles Angebot erstellen.  

(4) Verändern sich die Eigentumsverhältnisse nachträglich in 

der Art und Weise, dass der Netzanschluss über Grundstücke 

Dritter verläuft, ist der Anschlussnehmer verpflichtet, die Kos-

ten einer deswegen erforderlichen Verlegung zu tragen, insbe-

sondere wenn der Dritte berechtigt die Verlegung des Netzan-

schlusses oder von Leitungen auf Kosten des Netzbetreibers 

fordert.  

(5) Nach Beendigung des Netzanschlussverhältnisses geht 

der im Kundengrundstück befindliche Teil des Netzanschlus-

ses in das Eigentum des Kunden über, sobald dieser vom Netz 

getrennt wurde.  

6. Provisorische Anschlüsse 

(1) Montage und Demontage von provisorischen Netzan-

schlüssen werden pauschal gemäß Preisblatt zu diesen Ergän-

zenden Bedingungen abgerechnet. Der Pauschalbetrag gilt nur 

dann, wenn auf dem Grundstück zu einem späteren Zeitpunkt 

ein dauerhafter Hausanschluss hergestellt wird und für diesen 

wesentliche Teile des provisorischen Netzanschlusses ver-

wendet werden, oder für die Herstellung vorübergehender An-

schlüsse an vorhandenen Übergabestellen. Für provisorische 

Anschlüsse, die nicht diese Bedingungen erfüllen, wird die NSG 

dem Anschlussnehmer ein Angebot erstellen. 

(2) Provisorische Anschlüsse dürfen maximal für eine Dauer 

von 12 Monaten betrieben werden. Eine Verlängerung bedarf 

der Zustimmung des Netzbetreibers.  

(3) Im Übrigen gelten die allgemeinen Bedingungen. 

7. Vorauszahlungen für Netzanschlusskosten 
und BKZ; §§ 9 Abs. 2, § 11 Abs. 6 NAV 

(1) Der Netzbetreiber verlangt für die Herstellung oder Ände-

rung des Netzanschlusses Vorauszahlungen, wenn nach den 

Umständen des Einzelfalls Grund zu der Annahme besteht, 

dass der Anschlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen 

nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Der Netzbetreiber 

nimmt einen solchen Fall regelmäßig an, wenn derselbe An-

schlussnehmer innerhalb der letzten 24 Monate seinen Ver-

bindlichkeiten gegenüber dem Unternehmen des Netzbetrei-

bers nicht, unvollständig oder teilweise nur aufgrund von Mah-

nungen nachgekommen ist. Unter den gleichen Voraussetzun-

gen wird der Netzbetreiber eine Vorauszahlung für den BKZ ver-

langen.  

(2) Werden von einem Anschlussnehmer mehrere Netzan-

schlüsse beantragt, kann der Netzbetreiber angemessene Ab-

schlagszahlungen verlangen.  

8. Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage ge-
mäß § 14 NAV, Stilllegung des Netzanschlusses 

(1) Jede Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage erfolgt ge-

mäß § 14 NAV und ist beim Netzbetreiber durch das vom Kun-

den beauftragte Installationsunternehmen hierfür ein internet-

basiertes Bestellverfahren (www.Geoportal-Nordhessen.de) 

zur Verfügung. 

(2) Für jede Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage durch 

den Netzbetreiber werden die hierfür entstehenden Kosten 

pauschal gemäß dem Preisblatt zur Inbetriebsetzung dem an-

tragstellenden Installationsunternehmen in Rechnung gestellt. 

 

http://www.netzplusservice.de/
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(3) Der Anschlussnehmer bzw. das antragstellende Installati-

onsunternehmen zahlt für jeden vergeblichen Versuch einer 

von ihm beantragten Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage 

ein pauschales Entgelt gemäß dem Preisblatt für die Inbetrieb-

setzung, wenn die Inbetriebsetzung aufgrund von Mängeln an 

der Anlage oder aus anderen vom Anschlussnehmer versur-

sachten Gründen nicht möglich ist. Die Pauschale muss ein-

fach nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnli-

chen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht überstei-

gen. Der Anschlussnehmer hat das Recht, nachzuweisen, dass 

Kosten überhaupt nicht entstanden oder wesentlich niedriger 

sind, als es die Pauschale ausweist.  

(4) Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage setzt die vollstän-

dige Bezahlung der Netzanschlusskosten voraus. 

(5) Der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer hat dem Netz-

betreiber sowie dem Messstellenbetreiber eine beabsichtigte 

Stilllegung des Netzanschlusses unverzüglich mitzuteilen. 

9. Blindstrom gemäß § 16 Abs. 2 NAV 

Im Fall einer Verletzung des für die Anschlussnutzung geltenden 

Verschiebungsfaktors für den Gebrauch von Elektrizität kann 

der Netzbetreiber entweder den Einbau und Betrieb geeigneter 

und ausreichender Kompensationseinrichtungen verlangen o-

der dem Anschlussnutzer im Einvernehmen mit diesem für die 

Überschreitung des Verschiebungsfaktors ein Entgelt in Rech-

nung stellen. 

10. Unterbrechung des Netzanschlusses und der 
Anschlussnutzung gemäß § 24 NAV 

(1) Die Kosten einer Unterbrechung und Wiederherstellung des 

Anschlusses und der Anschlussnutzung gemäß § 24 NAV sind 

dem Netzbetreiber vom Anschlussnehmer oder -nutzer oder im 

Falle des § 24 NAV Abs. 3 NAV vom Lieferanten oder An-

schlussnutzer zu ersetzen. Werden die Kosten dem Anschluss-

nehmer oder -nutzer in Rechnung gestellt, erfolgt dies pauschal 

gemäß Preisblatt zu diesen Ergänzenden Bedingungen. Die 

Pauschale muss einfach nachvollziehbar sein und darf den 

nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Scha-

den nicht übersteigen. Dem Anschlussnehmer oder -nutzer ist 

der Nachweis, dass die Kosten überhaupt nicht entstanden o-

der niedriger entstanden sind, gestattet.  

(2) Die Aufhebung der Unterbrechung setzt voraus, dass die 

Gründe für die Einstellung vollumfänglich entfallen sind und 

wird vom Netzbetreiber von der Bezahlung der Unterbre-

chungs- und Wiederherstellungskosten abhängig gemacht. 

(3) Ist die Durchführung einer Unterbrechung oder Wiederher-

stellung der Versorgung trotz ordnungsgemäßer Termins- und 

Ersatzterminankündigung unmöglich, kann der Netzbetreiber 

dem Anschlussnehmer oder -nutzer, gegenüber dem die An-

kündigung erfolgte, die dadurch entstehenden Kosten pau-

schaliert gemäß Preisblatt zu diesen Ergänzenden Bedingun-

gen berechnen, es sei denn, der Anschlussnehmer oder -nutzer 

hat die Umstände, die zur Entstehung dieser Kosten geführt ha-

ben, nicht zu vertreten. Die Pauschale muss einfach 

nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen 

Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Der 

Anschlussnehmer oder -nutzer hat das Recht, nachzuwiesen, 

dass Kosten überhaupt nicht entstanden oder wesentlich nied-

riger sind, als es die Pauschale ausweist. 

11. Verlegung von Mess- und Steuereinrichtun-
gen gemäß §§ 22 Abs. 2 NAV 

Der Anschlussnehmer hat die Kosten für die Verlegung von 

Mess- und Steuereinrichtungen des Netzbetreibers gemäß § 22 

Abs. 2 Satz 6 NAV zu tragen. Diese sind dem Netzbetreiber pau-

schaliert gemäß Preisblatt zur Inbetriebsetzung zu erstatten. 

Der Netzbetreiber wird dem vom Anschlussnehmer beauftrag-

ten Installationsunternehmen die Kosten in Rechnung stellen. 

12. Technische Anschlussbedingungen gemäß § 
20 NAV 

(1) Die technischen Anforderungen des Netzbetreibers an den 

Netzanschluss und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb 

der elektrischen Anlage einschließlich Eigenanlagen sind in 

den Technischen Anschlussbedingungen festgelegt. Diese 

können unter www.netzplusservice.de eingesehen werden. 

(2) In den Technischen Anschlussbedingungen sind die Ver-

brauchsgeräte aufgeführt, deren Nutzung von der vorherigen 

Zustimmung durch den Netzbetreiber abhängig gemacht wird. 

Die Zustimmung ist rechtzeitig zu beantragen. 

13. Zahlung und Verzug, Mahnkostenpauschale 
gemäß § 23 NAV 

(1) Rechnungen und Abschlagsforderungen des Netzbetrei-

bers werden zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforde-

rung fällig. 

(2) Bei Zahlungsverzug kann der Netzbetreiber, wenn er erneut 

zur Zahlung auffordert oder den Betrag durch einen Beauftrag-

ten einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten pauschal 

gemäß Preisblatt zu diesen Ergänzenden Bestimmungen be-

rechnen. Die Pauschale muss einfach nachvollziehbar sein und 

darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwarten-

den Schaden nicht übersteigen. 

(3) Rechnungsbeiträge und Abschläge sind für den Netzbetrei-

ber kostenfrei zu entrichten. Maßgeblich für die rechtzeitige Er-

füllung der Fälligkeitstermine ist der Eingang der Zahlung beim 

Netzbetreiber. 

14. Haftung für Schäden bei Unterbrechungen o-
der Unregelmäßigkeiten und in sonstigen Fäl-
len 

(1) Der Netzbetreiber haftet gegenüber dem Anschlussnehmer 

aus Vertrag oder aus unerlaubter Handlung für Schäden, die 

der Anschlussnehmer durch eine Unterbrechung des Netzan-

schlusses oder durch Unregelmäßigkeiten beim Betrieb des 

Netzanschlusses sowie des Netzes erleidet,  



 

2022/10_Ergänzende Bedingungen 
 

4 

entsprechend der Regelung des § 18 NAV. 

(2) Für Schäden, die nicht aus der Unterbrechung oder Unregel-

mäßigkeiten in der Anschlussnutzung i. S. d. § 18 NAV resultie-

ren, ist die Haftung des Netzbetreibers sowie seiner Erfüllungs- 

und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden 

ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder 

grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt nicht bei  

a. Schäden aus Verletzung des Lebens, des Körpers o-

der der Gesundheit,  

b. der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertrags-

pflichten, d. h. solcher Pflichten deren Erfüllung die ord-

nungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt 

erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertrags-

partner regelmäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflich-

ten).  

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, 

welche auf anderen Umständen als Vorsatz oder grober 

Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf 

den Schaden, den der Netzbetreiber bei Abschluss des 

Vertrags als mögliche Folge der Vertragsverletzung vo-

rausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der Um-

stände, die er kannte oder kennen musste, hätte voraus-

sehen müssen. Gleiches gilt bei grob fahrlässigem Ver-

halten einfacher Erfüllungsgehilfen (nicht leitende Ange-

stellte) außerhalb des Bereichs der wesentlichen Ver-

tragspflichten sowie der Lebens-, Körper- oder Gesund-

heitsschäden.  

(3) Die Bestimmungen des ProdHaftG bleiben unberührt. 

(4) Der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer hat dem Netz-

betreiber einen Schaden unverzüglich mitzuteilen. 

15. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten kön-

nen unter www.netzplusservice.de eingesehen oder beim Netz-

betreiber angefordert werden. 

16. Hinweis zum Streitbeilegungsverfahren (gilt 
nur für Verbraucher i. S. d. § 13 BGB) 

Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber 

(Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrau-

chern im Sinne des §13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum 

Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unter-

nehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an 

das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie oder die Mes-

sung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG 

innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unter-

nehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu 

richten an:  

 

 

 

Städtische Werke Netz + Service GmbH  

Beschwerdemanagement 

Eisenacher Straße 12 

34123 Kassel 

Telefon: +49 (0) 561/782-3100 

beschwerde@netzplusservice.de 

 

Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 

111b EnWG zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens an-

zurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht inner-

halb der Bearbeitungsfrist abgeholfen hat oder erklärt hat, der 

Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unbe-

rührt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei 

der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Be-

schwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Ver-

jährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 5 BGB. Das Recht der Beteilig-

ten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z.B. 

nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt. 

 

Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit:  

Schlichtungsstelle Energie e.V. 

Friedrichstraße 133, 10117 Berlin 

Telefon +49 (0) 30/2757240-0 

Telefax: 030/2757240-69 

E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de 

Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de 

 

Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhält-

lich über den  

Verbraucherservice der Bundesnetzagentur für den Bereich 

Elektrizität und Gas 

Postfach 8001 

53105 Bonn 

Telefon: 030/ 22480-500 oder 01805 101000 

(Mo.-Fr. 9:00 Uhr – 12:00 Uhr) 

Telefax: 030/ 22480-323 

E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de  

17. Inkrafttreten 

Diese Ergänzenden Bedingungen zur NAV treten am 

01.10.2022 in Kraft. Sie ersetzen die Ergänzenden Bedingun-

gen vom 01.02.2022. 

http://www.netzplusservice.de/
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